
des Gesetzes vom 30. Juni 1946 ermächtigt worden. 
Diese Gesetze waren für die Gerichte bindend, wie es 
auch der Art. 60 der am 28. Februar 1947 verkündeten 
Verfassung des Landes Sachsen noch ausdrücklich aus­
gesprochen hat.

Dagegen können die nach dem Urteil des Amts­
gerichts vom 10. Juli 1947 ergangenen Befehle der SMAD 
Nr. 64 und 76 von 1948 und die zu dem Befehl Nr. 64 
durch die Deutsche Wirtschaftskommission erlassenen 
Ausführungsverordnungen, die mit der Enteignung von 
Betrieben und dem sonstigen Besitz von Nazi- und 
Kriegsverbrechern zusammenhängenden Fragen für 
die gesamte damalige sowjetische Besatzungszone ab­
schließend regeln, für die Beurteilung des vorliegenden 
Falles außer Betracht bleiben.

In dem Gesetz vom 30. Juni 1946 wurde bestimmt, 
daß das ganze Vermögen der Nazipartei und ihrer 
Gliederungen und die Betriebe und Unternehmen der 
Kriegsverbrecher, Führer und aktiven Verfechter der 
Nazipartei und des Nazistaates, wie auch die Betriebe 
und Unternehmen, die aktiv den Kriegsverbrechern ge­
dient haben und die der Landesverwaltung Sachsen 
übergeben wurden, als enteignet erklärt und in das 
Eigentum des Volkes überführt werden.

Auf Grund dieses Gesetzes ist der Gewerbebetrieb 
des Schwiegersohnes des früheren Klägers enteignet 
worden; denn dieser war Ortsgruppenleiter der frü­
heren NSDAP und daher Naziaktivist. Die Enteignung 
und die Überführung in das Eigentum des Volkes 
umfaßte nach § 2 der oben angegebenen Durchführungs­
verordnung vom 18. Juli 1946 alle Vermögensgegen­
stände, die zum Betriebsvermögen des enteigneten Be­
triebes oder Unternehmens gehören. Die Frage, welche 
Vermögensgegenstände zum Betriebsvermögen eines 
enteigneten Betriebes oder Unternehmens gehören, 
unterlag jedoch im Streitfälle nicht der Entscheidung 
der Gerichte. Dies ergibt sich aus § 11 der vorstehend 
angeführten Durchführungsverordnung der Landes­
verwaltung Sachsen vom 18. Juli 1946. Hiernach war 
für Ansprüche „im Zusammenhang mit der Überfüh­
rung enteigneter Betriebe und Unternehmen in das 
Eigentum des Bundeslandes Sachsen“ der Rechtsweg 
ausgeschlossen. Die Entscheidung über solche Ansprüche 
hatte durch ein Schiedsgericht zu erfolgen, über das in 
dieser Verordnung und in der 2. Durchführungsver­
ordnung der Landesregierung Sachsen vom 27. Oktober 
1947 nähere Bestimmungen getroffen wurden.

Der Zweck dieser Bestimmungen des § 11 der Durch­
führungsverordnung vom 18. Juli 1946 war, die Ent­
scheidung über alle Ansprüche, die mit der Enteignung 
in irgendeiner Weise Zusammenhängen, der Zuständig­
keit der ordentlichen Gerichte zu entziehen. Ein An­
spruch steht aber schon dann „im Zusammenhang“ mit 
der Überführung der enteigneten Betriebe in das Eigen­
tum des Volkes, wenn für seine Erhebung die Enteig­
nung als solche eine ursächliche Rolle spielt. Es kommt 
nicht darauf an, wie der Anspruch begründet wird, 
ob z. B. der Anspruch auf Eigentum, ungerechtfertigte 
Bereicherung, unerlaubte Handlung oder auf ein Ver­
tragsverhältnis gestützt wird. Unter die Bestimmungen 
des § 11 der Durchführungsverordnung vom 18. Juli 
1946 fallen audi nicht nur Ansprüche des früheren 
Inhabers des enteigneten Betriebes, wie das Urteü des 
Amtsgericht zu Unrecht angenommen hat, sondern auch 
Ansprüche dritter Personen.

Der Anspruch des früheren Klägers steht hiernach 
„im Zusammenhang“ mit der Überführung des enteig­
neten Betriebes in das Eigentum des Bundeslandes 
Sachsen, denn nach dem Sachverhalt, der dem Urteil 
des Amtsgerichts zu Grunde liegt, befanden sich die 
von dem früheren Kläger verlangten Gegenstände 
zur Zeit der Enteignung in dem Betriebe. Sie 
waren Teile von dessen Büroeinrichtung. Der frühere 
Kläger will die Gegenstände dem Inhaber des 
enteigneten Betriebes zur Einrichtung des Betriebes 
leihweise überlassen haben. Für seinen Anspruch auf 
Herausgabe war also die Enteignung des Betriebes als 
solche ursächlich; denn der Anspruch hing davon ab, 
ob die streitigen Gegenstände von der Enteignung um­
faßt wurden oder nicht. Die Entscheidung dieser Frage 
war aber nach § 11 der Durchführungsverordnung vom 
18. Juli 1946 den ordentlichen Gerichten entzogen. Die 
Klage hätte daher wegen Unzulässigkeit des Rechts­
weges abgewiesen werden müssen.

In entsprechender Anwendung des § 565 Abs. 3 Ziff. 2 
ZPO hatte das Oberste Gericht selbst zu entscheiden. 
Hiernach war unter Aufhebung des Urteils des Amts­
gerichts die Klage abzuweisen.

Strafrecht
KRG Nr. 50.
Der unrechtmäßige Eigenverbrauch bewirtschafteter 

Waren durch die Geschäftsleiterin und das Gestatten 
von Entnahmen durch andere bilden eine e i n h e i t ­
l i c h e  fortgesetzte Handlung im Sinne des KRG Nr. 50.

OG, Urt. vom 27. März 1950 — 2 Zst. 2/50
Bedenkenfrei hat die Strafkammer festgestellt, daß 

die Angeklagte als Leiterin des Lebensmittelgeschäftes 
ihres Vaters zu dem Personenkreis gehört, den das 
KRG Nr. 50 erfassen will, da ihr die Verwaltung be­
wirtschafteter Lebensmittel oblag. Dagegen ist die 
Strafkammer in der Frage, ob die Angeklagte vor­
sätzlich die widerrechtliche Entwendung solcher 
Lebensmittel gestattet hat, zu rechtsirrigen Folgerun­
gen gekommen. Nach den Feststellungen des an­
gefochtenen*. Urteils haben die Wirtschafterinnen des 
Vaters der Angeklagten laufend Lebensmittel ohne 
Abgabe von Lebensmittelmarken aus dem Geschäft 
entnommen. Diese Waren sind in dem Haushalt des 
Vaters verbraucht worden, wobei die Angeklagte 
selbst zugibt, daß sie von den Lebensmitteln auch mit­
gegessen hat. Damit hat sie aber den widerrechtlichen 
Gebrauch im Sinne des Art. 1 des KRG Nr. 50 gestattet. 
Die Angeklagte hat nicht nur die widerrechtlichen 
Entnahmen geschehen lassen, sondern auch keine 
Schritte unternommen, um diesen Zustand abzustellen. 
Sie hätte die Verpflichtung gehabt, falls sie sich ihrem 
Vater gegenüber nicht glaubte durchsetzen zu können, 
von der Geschäftsführung zurückzutreten.

Die Straftat der Angeklagten stellt sich demnach als 
eine fortgesetzte vorsätzliche Handlung schon hinsicht­
lich der Entnahmen der Wirtschafterinnen dar. Damit 
im Zusammenhänge stehen aber auch die persönlichen 
Entnahmen der Angeklagten, deren Höhe bisher noch 
nicht festgestellt worden ist. Diese können nicht, wie 
es das Landgericht getan hat, hinsichtlich ihrer Straf­
barkeit für sich betrachtet werden. Sie bilden viel­
mehr mit dem Gestatten des widerrechtlichen Ge­
brauchs durch die Wirtschafterinnen eine Einheit, so 
daß die Tat der Angeklagten sich als ein fortgesetztes 
vorsätzliches Handeln darstellt, das teils in eigenem 
Entwenden und teils im Gestatten widerrechtlichen 
Gebrauchs durch andere besteht.

KRG Nr. 50.
1. Uber ersparte Schwundbutter darf der Händler 

nicht frei verfügen. Sie unterliegt weiterhin der Be­
wirtschaftung.

2. Der Händler, der unter Ausnutzung seines Ge­
werbes unrechtmäßig Butter bezieht, gehört auch be­
züglich dieser Bestände zu dem Personenkreis des 
KRG Nr. 50.

OG, Urt. vom 13. April 1950 — 2 Zst. 14/50
Aus den G r ü n d e n ;

Die Angeklagten hatten als Lebensmittelhändler die 
Obhut und Verwaltung der ihnen treuhänderisch zur 
Verteilung an die Bevölkerung übergebenen Butter.' 
Die ihnen zugeteilte Schwundbutter von 100 Gramm 
für einen 25 kg-Ballen steht keineswegs außerhalb der 
wirtschaftsregelnden Bestimmungen. Auch diese soge­
nannte Schwundbutter unterliegt der Bewirtschaftung. 
Gemäß Befehl Nr. 143 der SMAD vom 20. November 
1945 (Nr. 3 des Verordnungsblattes der Zentralverwal­
tung für Handel und Versorgung vom 1. Januar 1946) 
darf die Schwundbutter nur dann abgeschrieben 
werden, wenn der entsprechende Schwund an Butter 
tatsächlich entstanden ist. Ist aber die vorsorglich ge­
lieferte Menge an Schwundbutter durch sorgfältige 
Bewirtschaftung erspart worden, so muß diese ersparte 
Menge bei der nächsten Bestandsmeldung als Zugang 
gebucht werden. Die Auffassung des Schöffengerichts, 
daß durch „gutes Bewirtschaften“ herausgearbeitete 
Schwundbutter persönliches Eigentum des Butter­
händlers wird, ist falsch und wird den wirtschafts­
regelnden Bestimmungen, die die Gesamtheit aller be­
wirtschafteten Güter umfaßt, nicht gerecht. Durch
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